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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

Polizeikommanden Polizeikommanden 

§ 10. (1) ... § 10. (1) ... 

(2) Die Angelegenheiten des inneren Dienstes, insbesondere (2) Die Angelegenheiten des inneren Dienstes, insbesondere 

 1. bis 5. …,  1. bis 5. …, 

  5a. die Mitwirkung an der Feststellung der geistigen und körperlichen 
Eignung von Aufnahmewerbern in den Exekutivdienst und von 
Bewerbern für bestimmte Verwendungen, unbeschadet der 
Mitwirkungsbefugnisse des Bundeskanzleramtes nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 (AusG), BGBl. Nr. 85, 

 6. und 7. …  6. und 7. … 

werden von den Landespolizeikommanden in unmittelbarer Unterstellung unter 
den Bundesminister für Inneres besorgt. 

werden von den Landespolizeikommanden in unmittelbarer Unterstellung unter 
den Bundesminister für Inneres besorgt. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 

 (7) Für die Zwecke des Abs. 2 Z 5a dürfen unter Einbindung von 
Polizeiärzten als medizinische Sachverständige zur Feststellung der geistigen und 
körperlichen Eignung auch Gesundheitsdaten im Sinne des § 4 Z 2 des 
DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, verarbeitet werden, soweit diese zur 
Beurteilung der Eignung für den Exekutivdienst erforderlich sind. Die näheren 
Bestimmungen über die Durchführung der Eignungsprüfung und die Erstellung 
und Auswertung der Tests sind durch Verordnung des Bundesministers für 
Inneres festzusetzen. 

Kanzleiordnung Kanzleiordnung 

§ 13. (1) Die formale Behandlung der von den Sicherheitsdirektionen, den 
Bundespolizeidirektionen und den Polizeikommanden (§ 10) zu besorgenden 
Geschäfte ist vom Bundesminister für Inneres jeweils in einer einheitlichen 
Kanzleiordnung festzulegen. Für die Bundespolizeidirektion Wien können, 
soweit dies wegen der Größe dieser Behörde erforderlich ist, Abweichungen von 

§ 13. Die formale Behandlung der von den Sicherheitsdirektionen, den 
Bundespolizeidirektionen und den Polizeikommanden (§ 10) zu besorgenden 
Geschäfte ist vom Bundesminister für Inneres jeweils in einer einheitlichen 
Kanzleiordnung festzulegen. Für die Bundespolizeidirektion Wien können, 
soweit dies wegen der Größe dieser Behörde erforderlich ist, Abweichungen von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der sonst für die Bundespolizeidirektionen geltenden Kanzleiordnung vorgesehen 
werden. 

der sonst für die Bundespolizeidirektionen geltenden Kanzleiordnung vorgesehen 
werden. 

(2) Der Bundesminister für Inneres, die Sicherheitsdirektionen, 
Bundespolizeidirektionen und Polizeikommanden sind ermächtigt, sich bei der 
Wahrnehmung gesetzlich übertragener Aufgaben für die Dokumentation von 
Amtshandlungen und die Verwaltung von Dienststücken der 
automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Zu diesen Zwecken 
dürfen sie Daten über natürliche und juristische Personen sowie Sachen 
verwenden, auf die sich der zu protokollierende Vorgang bezieht, wie 
insbesondere  Datum, Zeit und Ort, Fahrzeugdaten, Betreff und Aktenzeichen 
samt Bearbeitungs- und Ablagevermerken sowie Namen, Rolle des Betroffenen, 
Geschlecht, frühere Namen, Aliasdaten, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Wohnanschrift und andere zur Erreichbarkeit des Menschen dienende 
Daten. Soweit es erforderlich ist, dürfen auch sensible Daten (§ 4 Z 2 DSG 2000) 
sowie Daten im Sinne des § 8 Abs. 4 DSG 2000 verwendet werden. Die 
Auswählbarkeit von Daten aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten nur 
nach dem Namen und nach sensiblen Daten darf nicht vorgesehen sein, vielmehr 
ist für die Auswahl ein auf den protokollierten Sachverhalt bezogenes weiteres 
Datum anzugeben. 

 

 Dokumentation 

 § 13a. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, sich bei der 
Dokumentation aller Amtshandlungen und Verwaltung von Dienststücken im 
Rahmen der Wahrnehmung gesetzlich übertragener Aufgaben der 
automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Die Löschung der 
Daten erfolgt nach Maßgabe der gesetzlichen Aufbewahrungs- oder sonstigen 
Skartierungspflichten. 

 (2) Die Akten im Dienste der Strafrechtspflege sind getrennt vom restlichen 
Aktenbestand zu führen, die Verwendung der kriminalpolizeilichen Daten ist nur 
nach Maßgabe der Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631/1975, und für 
sicherheitspolizeiliche Zwecke gemäß § 53 Abs. 2 zulässig. Die Daten sind um 
Verständigungen zu Einstellungen, Freisprüchen und diversionellen 
Entscheidungen zu aktualisieren. 

Allgemeine Gefahr; gefährlicher Angriff; Gefahrenerforschung Allgemeine Gefahr; gefährlicher Angriff; Gefahrenerforschung 

§ 16. (1) … § 16. (1) .. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Ein gefährlicher Angriff ist die Bedrohung eines Rechtsgutes durch die 
rechtswidrige Verwirklichung des Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren 
Handlung, die vorsätzlich begangen und nicht bloß auf Begehren eines 
Beteiligten verfolgt wird, sofern es sich um einen Straftatbestand 

(2) Ein gefährlicher Angriff ist die Bedrohung eines Rechtsgutes durch die 
rechtswidrige Verwirklichung des Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren 
Handlung, die vorsätzlich begangen und nicht bloß auf Begehren eines 
Beteiligten verfolgt wird, sofern es sich um einen Straftatbestand 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. nach dem Suchtmittelgesetz (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997,  4.  nach dem Suchtmittelgesetz (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, 
ausgenommen der Erwerb oder Besitz von Suchtmitteln zum 
ausschließlichen persönlichen Gebrauch (§§ 27 Abs. 2, 30 Abs. 2 SMG), 
oder 

  5. nach dem Anti-Doping-Bundesgesetz 2007 (ADBG 2007), BGBl. I 
Nr. 30, 

handelt, es sei denn um den Erwerb oder Besitz eines Suchtmittels zum eigenen 
Gebrauch. 

handelt. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

Gefahrenabwehr Gefahrenabwehr 

§ 21. (1) und (2) … § 21. (1) und (2) … 

(3) Den Sicherheitsbehörden obliegt die Beobachtung von Gruppierungen, 
wenn im Hinblick auf deren bestehende Strukturen und auf zu gewärtigende 
Entwicklungen in deren Umfeld damit zu rechnen ist, dass es zu mit schwerer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verbundener Kriminalität, insbesondere zu 
weltanschaulich oder religiös motivierter Gewalt, kommt (erweiterte 
Gefahrenerforschung). 

(3) Den Sicherheitsbehörden obliegt die erweiterte Gefahrenerforschung; das 
ist die Beobachtung 

 1. einer Person, die 

 a) sich öffentlich oder in schriftlicher oder elektronischer 
Kommunikation für Gewalt gegen Menschen, Sachen oder die 
verfassungsmäßigen Einrichtungen ausspricht, oder 

 b) sich Mittel und Kenntnisse verschafft, die sie in die Lage versetzen, 
Sachschäden in großem Ausmaß oder die Gefährdung von Menschen 
herbeizuführen, 

und damit zu rechnen ist, dass sie eine mit schwerer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit verbundene weltanschaulich oder religiös 
motivierte Gewalt herbeiführt, oder 

 2. einer Gruppierung, wenn im Hinblick auf deren bestehende Strukturen 
und auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld damit zu 
rechnen ist, dass es zu mit schwerer Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
verbundener Kriminalität, insbesondere zu weltanschaulich oder religiös 
motivierter Gewalt kommt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Fahndung Fahndung 

§ 24. (1) Den Sicherheitsbehörden obliegt die Ermittlung des 
Aufenthaltsortes eines Menschen, nach dem gesucht wird (Personenfahndung), 
weil 

§ 24. (1) Den Sicherheitsbehörden obliegt die Ermittlung des 
Aufenthaltsortes eines Menschen, nach dem gesucht wird (Personenfahndung), 
weil 

 1. …;  1. …; 

 2. befürchtet wird, ein Abgängiger habe Selbstmord begangen oder sei 
Opfer einer Gewalttat oder eines Unfalles geworden; 

 2. befürchtet wird, ein Abgängiger werde Selbstmord begehen oder sei 
Opfer einer Gewalttat oder eines Unfalles geworden; 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

(2) ... (2) ... 

Wegweisung Wegweisung 

§ 38. (1) ... § 38. (1) ... 

(2) Besteht an einem bestimmten Ort eine allgemeine Gefahr für Leben oder 
Gesundheit mehrerer Menschen oder für Eigentum oder Umwelt in großem 
Ausmaß, so sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, 
jedermann aus dem Gefahrenbereich zu weisen, solange die Sicherheitsbehörde 
nicht selbst gemäß § 36 Abs. 2 einschreiten kann. 

(2) Besteht an einem bestimmten Ort eine allgemeine Gefahr für Leben oder 
Gesundheit mehrerer Menschen oder für Eigentum oder Umwelt in großem 
Ausmaß, so sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, 
jedermann aus dem Gefahrenbereich zu weisen, solange die Sicherheitsbehörde 
nicht selbst gemäß § 36 Abs. 2 einschreitet. 

(3) und (4) ... (3) und (4) … 

 (5) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, einen Menschen, der ohne 
Rechtsgrund und ohne Duldung des Besitzers dessen Grundstück oder Raum 
betreten hat und durch sein Verharren vor Ort schwerwiegend in die Rechte des 
Besitzers eingreift, wegzuweisen. 

Gefährderansprache Gefährderansprache 

§ 49b. Menschen, die Verwaltungsübertretungen nach §§ 81 oder 82 oder 
nach dem Pyrotechnikgesetz in unmittelbarem Zusammenhang mit 
Sportgroßveranstaltungen begangen haben, und von denen aufgrund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass sie auch in unmittelbarem Zusammenhang mit 
künftigen Sportgroßveranstaltungen solche Verwaltungsübertretungen begehen 
werden, können von der Sicherheitsbehörde vorgeladen werden, um über das 
rechtskonforme Verhalten bei solchen Veranstaltungen nachweislich belehrt zu 
werden. § 19 AVG gilt. 

§ 49b. Menschen, die Verwaltungsübertretungen nach §§ 81 oder 82, nach 
dem Pyrotechnikgesetz 2010 (PyroTG 2010), BGBl. I Nr. 131/2009, nach Art. III 
Abs. 1 Z 4 des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 
(EGVG), BGBl. I Nr. 87, oder nach § 3 des Abzeichengesetzes 1960, BGBl. 
Nr. 84, in unmittelbarem Zusammenhang mit Sportgroßveranstaltungen begangen 
haben, und von denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie 
auch in unmittelbarem Zusammenhang mit künftigen Sportgroßveranstaltungen 
solche Verwaltungsübertretungen begehen werden, können von der 
Sicherheitsbehörde vorgeladen werden, um über das rechtskonforme Verhalten 
bei solchen Veranstaltungen nachweislich belehrt zu werden. § 19 AVG gilt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Zulässigkeit der Verarbeitung Zulässigkeit der Verarbeitung 

§ 53. (1) Die Sicherheitsbehörden dürfen personenbezogene Daten ermitteln 
und weiterverarbeiten 

§ 53. (1) Die Sicherheitsbehörden dürfen personenbezogene Daten ermitteln 
und weiterverarbeiten 

 1. bis 5. …;  1. bis 5. …; 

 6. um bei einem bestimmten Ereignis die öffentliche Ordnung 
aufrechterhalten zu können. 

 6. um bei einem bestimmten Ereignis die öffentliche Ordnung 
aufrechterhalten zu können; 

  7. für die Analyse und Bewertung der Wahrscheinlichkeit einer Gefährdung 
der verfassungsmäßigen Einrichtungen und ihrer Handlungsfähigkeit 
durch die Verwirklichung eines Tatbestandes nach dem Vierzehnten und 
Fünfzehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches. 

(2) bis (3a) … (2) bis (3a) … 

(3b) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass eine 
gegenwärtige Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die Freiheit eines 
Menschen besteht, sind die Sicherheitsbehörden zur Hilfeleistung oder Abwehr 
dieser Gefahr berechtigt, von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste 
Auskunft über Standortdaten und die internationale Mobilteilnehmerkennung 
(IMSI) der von dem gefährdeten Menschen mitgeführten Endeinrichtung zu 
verlangen, auch wenn hiefür die Verwendung von Vorratsdaten gemäß § 99 
Abs. 5 Z 3 iVm § 102a TKG 2003 erforderlich ist, sowie technische Mittel zur 
Lokalisierung der Endeinrichtung zum Einsatz zu bringen. 

(3b) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass eine 
gegenwärtige Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die Freiheit eines 
Menschen besteht, sind die Sicherheitsbehörden zur Hilfeleistung oder Abwehr 
dieser Gefahr berechtigt, von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste 
Auskunft über Standortdaten und die internationale Mobilteilnehmerkennung 
(IMSI) der von dem gefährdeten oder diesen begleitenden Menschen 
mitgeführten Endeinrichtung zu verlangen, auch wenn hiefür die Verwendung 
von Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 Z 3 iVm § 102a TKG 2003 erforderlich ist, 
sowie technische Mittel zur Lokalisierung der Endeinrichtung zum Einsatz zu 
bringen. 

(3c) bis (4) … (3c) bis (4) … 

(5) Die Sicherheitsbehörden sind im Einzelfall und unter den 
Voraussetzungen des § 54 Abs. 3 ermächtigt, für die Abwehr gefährlicher 
Angriffe und krimineller Verbindungen, wenn bestimmte Tatsachen auf eine 
schwere Gefahr für die öffentliche Sicherheit schließen lassen, für die erweiterte 
Gefahrenerforschung (§ 21 Abs. 3) und zur Fahndung personenbezogene 
Bilddaten zu verwenden, die Rechtsträger des öffentlichen oder privaten Bereichs 
mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten rechtmäßig ermittelt und 
den Sicherheitsbehörden übermittelt haben. Dabei ist besonders darauf zu achten, 
dass Eingriffe in die Privatsphäre der Betroffenen die Verhältnismäßigkeit (§ 29) 
zum Anlass wahren. Nicht zulässig ist die Verwendung von Daten über 
nichtöffentliches Verhalten. 

(5) Die Sicherheitsbehörden sind im Einzelfall und unter den 
Voraussetzungen des § 54 Abs. 3 ermächtigt, für die Abwehr gefährlicher 
Angriffe und krimineller Verbindungen, wenn bestimmte Tatsachen auf eine 
schwere Gefahr für die öffentliche Sicherheit schließen lassen, für die erweiterte 
Gefahrenerforschung (§ 21 Abs. 3) und zur Fahndung (§ 24) personenbezogene 
Bilddaten zu verwenden, die Rechtsträger des öffentlichen oder privaten Bereichs 
mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten rechtmäßig ermittelt und 
den Sicherheitsbehörden übermittelt haben. Dabei ist besonders darauf zu achten, 
dass Eingriffe in die Privatsphäre der Betroffenen die Verhältnismäßigkeit (§ 29) 
zum Anlass wahren. Nicht zulässig ist die Verwendung von Daten über 
nichtöffentliches Verhalten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  

  

Besondere Bestimmungen für die Ermittlung Besondere Bestimmungen für die Ermittlung 

§ 54. (1) und (2) ... § 54. (1) und (2) ... 

 (2a) Zur Unterstützung der Observation gemäß § 54 Abs. 2 ist der Einsatz 
technischer Mittel, die im Wege der Übertragung von Signalen die Feststellung 
des räumlichen Bereichs ermöglichen, in dem sich die beobachtete Person oder 
der beobachtete Gegenstand befindet, zulässig, wenn die Observation sonst 
aussichtslos oder erheblich erschwert wäre. 

(3) bis (8) … (3) bis (8) … 

Fälle der Sicherheitsüberprüfung Fälle der Sicherheitsüberprüfung 

§ 55a. (1) … § 55a. (1) … 

(2) Eine Sicherheitsüberprüfung gemäß Abs. 1 Z 1 hat zu erfolgen: (2) Eine Sicherheitsüberprüfung gemäß Abs. 1 Z 1 hat zu erfolgen: 

 1. auf Ersuchen jener Behörde, in deren Planstellenbereich der Betroffene 
einen Arbeitsplatz wahrnimmt oder anstrebt, bei dem er 
verwaltungsbehördliche Befehls- und Zwangsgewalt auszuüben oder 
maßgebenden Einfluß auf das Zustandekommen sonstiger 
Verwaltungsakte oder anderer wichtiger behördlicher Entscheidungen zu 
nehmen hat; 

 1. auf Ersuchen jener Behörde, in deren Planstellenbereich der Betroffene 
einen Arbeitsplatz wahrnimmt oder anstrebt, bei dem er 
verwaltungsbehördliche Befehls- und Zwangsgewalt auszuüben oder 
maßgebenden Einfluß auf das Zustandekommen sonstiger 
Verwaltungsakte oder anderer wichtiger behördlicher Entscheidungen zu 
nehmen hat oder dessen angestrebte oder wahrgenommene Tätigkeit im 
Auftrag der Behörde sonst den Zugang zu vertraulichen Informationen 
im Sinne des § 55 Abs. 3 Z 1 unerlässlich macht; 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 

(3) ... (3) ... 

(4) Solange die Voraussetzungen nach Abs. 1 bis 3 erfüllt sind, darf eine 
Sicherheitsüberprüfung nach drei Jahren wiederholt werden. 
Sicherheitsüberprüfungen gemäß Abs. 2 Z 4 sind nach zwei Jahren zu 
wiederholen. Bei Vorliegen von Anhaltspunkten, wonach ein Mensch nicht mehr 
vertrauenswürdig sein könnte, ist die Sicherheitsüberprüfung vor Ablauf dieser 
Fristen zu wiederholen. 

(4) Solange die Voraussetzungen nach Abs. 1 bis 3 erfüllt sind, darf eine 
Sicherheitsüberprüfung nach drei Jahren wiederholt werden. 
Sicherheitsüberprüfungen gemäß Abs. 2 Z 4 sind nach zwei Jahren zu 
wiederholen. Bei Vorliegen von Anhaltspunkten, wonach ein Mensch nicht mehr 
vertrauenswürdig sein könnte, ist die Sicherheitsüberprüfung vor Ablauf dieser 
Fristen zu wiederholen. Mit Zustimmung des Betroffenen kann ebenfalls eine 
Sicherheitsüberprüfung vor Ablauf dieser Fristen durchgeführt werden. 
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Zentrale Informationssammlung; Zulässigkeit der 
Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung 

Zentrale Informationssammlung; Zulässigkeit der 
Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung 

§ 57. (1) Die Sicherheitsbehörden dürfen Namen, Geschlecht, frühere 
Namen, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnanschrift, 
Namen der Eltern und Aliasdaten eines Menschen ermitteln und im Rahmen einer 
Zentralen Informationssammlung samt dem für die Speicherung maßgeblichen 
Grund, einer allenfalls vorhandenen Beschreibung des Aussehens eines 
Menschen und seiner Kleidung und einem allenfalls erforderlichen Hinweis auf 
das gebotene Einschreiten für Auskünfte auch an andere Behörden verarbeiten, 
wenn 

§ 57. (1) Soweit dies jeweils für die Erreichung des Zweckes der 
Datenanwendung erforderlich ist, dürfen die Sicherheitsbehörden Namen, 
Geschlecht, frühere Namen, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Wohnanschrift, Namen der Eltern und Aliasdaten sowie ein Lichtbild eines 
Menschen ermitteln und im Rahmen einer Zentralen Informationssammlung samt 
dem für die Speicherung maßgeblichen Grund, einer allenfalls vorhandenen 
Beschreibung des Aussehens eines Menschen und seiner Kleidung sowie einem 
Hinweis auf bereits vorhandene, gemäß § 75 Abs. 1 verarbeitete 
erkennungsdienstliche Daten und einem allenfalls erforderlichen Hinweis auf das 
gebotene Einschreiten für Auskünfte auch an andere Behörden verarbeiten, wenn 

 1. gegen den Betroffenen ein inländischer richterlicher Befehl oder eine 
Anordnung des Vorsitzenden eines finanzbehördlichen Spruchsenates 
zur Ermittlung des Aufenthaltes oder zur Festnahme besteht; 

 1. gegen den Betroffenen ein inländischer richterlicher Befehl, eine 
Anordnung der Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen 
Bewilligung gemäß § 171 StPO sowie eine Anordnung der 
Staatsanwaltschaft gemäß § 169 StPO oder eine Anordnung des 
Vorsitzenden eines finanzbehördlichen Spruchsenates zur Ermittlung des 
Aufenthaltes oder zur Festnahme besteht; 

 2. bis 10. …;  2. bis 10. …; 

  10a. der Betroffene Opfer eines Missbrauchs seiner Identität durch einen nach 
Z 1 bis 4 ausgeschriebenen oder nach Z 5, 6, 11 und 11a von den dort 
aufgeführten Ermittlungsmaßnahmen betroffenen Menschen wurde und 
der Betroffene der Verarbeitung nach Maßgabe des § 68 Abs. 1 
zugestimmt hat; 

 11a. und 12. …  11a. und 12. … 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Zentrale Informationssammlung; Sperren des 
Zugriffes und Löschen 

Zentrale Informationssammlung; Sperren des 
Zugriffes und Löschen 

§ 58. (1) Personenbezogene Daten, die gemäß § 57 Abs. 1 evident gehalten 
werden, sind für Zugriffe der Sicherheitsbehörden als Auftraggeber zu sperren 

§ 58. (1) Personenbezogene Daten, die gemäß § 57 Abs. 1 evident gehalten 
werden, sind für Zugriffe der Sicherheitsbehörden als Auftraggeber zu sperren 

 1. bis 7. …;  1. bis 7. …; 

 8. in den Fällen der Z 10, wenn die Speicherung ihren Zweck erfüllt hat;  8. in den Fällen der Z 10 und 10a, wenn die Speicherung ihren Zweck 
erfüllt hat; 
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 9. bis 11. …  9. bis 11. … 

(2) ... (2) ... 

Zentrale Gewaltschutzdatei Zentrale Gewaltschutzdatei 

§ 58c. (1)… § 58c. (1)… 

(2) Im Übrigen sind Übermittlungen von Daten an Sicherheitsbehörden nur 
für Zwecke des Vollzugs der §§ 8 und 12 Waffengesetz 1996, BGBl. I 
Nr. 12/1997, sowie an Staatsanwaltschaften und Gerichte für Zwecke der 
Strafrechtspflege zulässig. 

(2) Im Übrigen sind Übermittlungen von Daten an Sicherheitsbehörden nur 
für Zwecke des Vollzugs der §§ 8 und 12 Waffengesetz 1996, BGBl. I 
Nr. 12/1997, sowie an Staatsanwaltschaften und Gerichte für Zwecke der 
Strafrechtspflege zulässig. Sofern besondere gesetzliche Regelungen dies 
vorsehen, ist darüber hinaus eine Übermittlung von Daten auch an 
Jugendwohlfahrtsträger in Angelegenheiten der Jugendfürsorge zulässig. 

(3)… (3)… 

Pflicht zur Richtigstellung oder Löschung Pflicht zur Richtigstellung oder Löschung 

§ 63. (1) ... § 63. (1) ... 

 (1a) In den Fällen des § 53 Abs. 1 Z 7 sind die Daten zu löschen, wenn die 
Analyse und Bewertung eine Gefährdung durch die Verwirklichung eines 
Tatbestandes nach dem 14. und 15. Abschnitt des besonderen Teils des 
Strafgesetzbuches nicht erwarten lassen. Nach Ablauf eines Jahres sind sie 
jedenfalls zu löschen, wenn sich keine Aufgabe nach § 21 Abs. 1 stellt. 

(2) ... (2) ... 

Erkennungsdienstliche Behandlung Erkennungsdienstliche Behandlung 

§ 65. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, einen Menschen, der im 
Verdacht steht, eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, 
erkennungsdienstlich zu behandeln, wenn er im Rahmen einer kriminellen 
Verbindung tätig wurde oder dies wegen der Art oder Ausführung der Tat oder 
der Persönlichkeit des Betroffenen zur Vorbeugung weiterer gefährlicher 
Angriffe erforderlich scheint. 

§ 65. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, einen Menschen, der im 
Verdacht steht, eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, 
erkennungsdienstlich zu behandeln, wenn er im Rahmen einer kriminellen 
Verbindung tätig wurde oder dies wegen der Art oder Ausführung der Tat oder 
der Persönlichkeit des Betroffenen zur Vorbeugung gefährlicher Angriffe 
erforderlich scheint. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) ... 

Erkennungsdienstliche Maßnahmen auf Antrag oder 
mit Zustimmung des Betroffenen 

Erkennungsdienstliche Maßnahmen auf Antrag oder 
mit Zustimmung des Betroffenen 

§ 68. (1) Sofern jemand dies beantragt und einen Bedarf glaubhaft macht, 
sind die Sicherheitsbehörden ermächtigt, von ihm Abbildungen oder 

§ 68. (1) Sofern jemand dies beantragt und einen Bedarf glaubhaft macht, 
sind die Sicherheitsbehörden ermächtigt, von ihm Abbildungen oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Papillarlinienabdrücke herzustellen und ihm diese mit der Bestätigung 
auszufolgen, dass sie von ihm stammen. 

Papillarlinienabdrücke herzustellen, diese mit dessen Zustimmung gemäß § 75 
Abs. 1 zu verarbeiten und ihm diese mit der Bestätigung auszufolgen, dass sie 
von ihm stammen. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Löschen erkennungsdienstlicher Daten von Amts wegen Löschen erkennungsdienstlicher Daten von Amts wegen 

§ 73. (1) bis (5) … § 73. (1) bis (5) … 

(6) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 68 Abs. 3 oder 4 ermittelt 
wurden, sind von Amts wegen nach dem Tod des Betroffenen zu löschen. 

(6) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 68 Abs. 1, 3 oder 4 ermittelt 
wurden, sind von Amts wegen nach dem Tod des Betroffenen zu löschen. 

(7) ... (7) ... 

Löschen erkennungsdienstlicher Daten auf Antrag des Betroffenen Löschen erkennungsdienstlicher Daten auf Antrag des Betroffenen 

§ 74. (1) und (2) … § 74. (1) und (2) … 

(3) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 68 Abs. 3 oder 4 ermittelt 
wurden, sind auf Antrag des Betroffenen zu löschen; Abbildungen können dem 
Betroffenen ausgefolgt werden. 

(3) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 68 Abs. 1, 3 oder 4 ermittelt 
wurden, sind auf Antrag des Betroffenen zu löschen; Abbildungen können dem 
Betroffenen ausgefolgt werden. 

Zentrale erkennungsdienstliche Evidenz Zentrale erkennungsdienstliche Evidenz 

§ 75. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, die von ihnen gemäß den 
§§ 65 Abs. 1, 65a, 66 Abs. 1 und 67 Abs. 1 erster Satz ermittelten 
erkennungsdienstlichen Daten, die allenfalls vorhandenen erkennungsdienstlichen 
Identitätsdaten (§ 65 Abs. 6) und den für die Ermittlung maßgeblichen Grund im 
Rahmen einer Zentralen erkennungsdienstlichen Evidenz zu verarbeiten. 
Personenbezogene Daten, die Sicherheitsbehörden nach anderen Bestimmungen 
rechtmäßig ermittelt haben, dürfen sie in der zentralen erkennungsdienstlichen 
Evidenz weiterverarbeiten, wenn deren Ermittlung und Verarbeitung für 
sicherheitspolizeiliche Zwecke zu dem Zeitpunkt zulässig wäre, in dem die Daten 
verwendet werden sollen. 

§ 75. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, die von ihnen gemäß den 
§§ 65 Abs. 1, 65a, 66 Abs. 1, 67 Abs. 1 erster Satz und Abs. 1a sowie § 68 Abs. 1 
ermittelten erkennungsdienstlichen Daten, die allenfalls vorhandenen 
erkennungsdienstlichen Identitätsdaten (§ 65 Abs. 6) und den für die Ermittlung 
maßgeblichen Grund im Rahmen einer Zentralen erkennungsdienstlichen Evidenz 
zu verarbeiten. Personenbezogene Daten, die Sicherheitsbehörden nach anderen 
Bestimmungen rechtmäßig ermittelt haben, dürfen sie in der zentralen 
erkennungsdienstlichen Evidenz weiterverarbeiten, wenn deren Ermittlung und 
Verarbeitung für sicherheitspolizeiliche Zwecke zu dem Zeitpunkt zulässig wäre, 
in dem die Daten verwendet werden sollen. 

(2) ... (2) ... 

Besondere Behördenzuständigkeit Besondere Behördenzuständigkeit 

§ 76. (1). Erkennungsdienstliche Maßnahmen über Antrag (§ 68 Abs. 1) sind 
von der Bezirksverwaltungsbehörde, innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbereiches 
von der Bundespolizeibehörde vorzunehmen, an die sich der Einschreiter wendet. 

§ 76. (1). Erkennungsdienstliche Maßnahmen über Antrag (§ 68 Abs. 1) sind 
von der Bezirksverwaltungsbehörde, innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbereiches 
von der Bundespolizeidirektion vorzunehmen, an die sich der Einschreiter 
wendet. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Erkennungsdienstliche Maßnahmen mit Zustimmung des Betroffenen 
(§ 68 Abs. 3 und 4) sind von der Bezirksverwaltungsbehörde, innerhalb ihres 
örtlichen Wirkungsbereiches von der Bundespolizeibehörde vorzunehmen, in 
deren Sprengel die Person ihren Hauptwohnsitz hat oder der für ihre Gefährdung 
maßgeblichen Tätigkeit nachgeht. 

(2) Erkennungsdienstliche Maßnahmen mit Zustimmung des Betroffenen 
(§ 68 Abs. 3 und 4) sind von der Bezirksverwaltungsbehörde, innerhalb ihres 
örtlichen Wirkungsbereiches von der Bundespolizeidirektion vorzunehmen, in 
deren Sprengel die Person ihren Hauptwohnsitz hat oder der für ihre Gefährdung 
maßgeblichen Tätigkeit nachgeht. 

(3) bis (7) ... (3) bis (5) ... 

 (6) Die Löschung erkennungsdienstlicher Daten über Antrag des Betroffenen 
(§ 74) ist von der Sicherheitsdirektion zu veranlassen, in deren Wirkungsbereich 
die Daten verarbeitet werden. Diesen Behörden obliegt die Mitteilung nach § 27 
Abs. 4 DSG 2000. Erfolgt die Verarbeitung im Auftrag des Bundesministers für 
Inneres, so obliegt diesem die Behandlung des Antrags nach § 74 und die 
Mitteilung nach § 27 Abs. 4 DSG 2000. 

(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 5 und 6 entscheidet der 
Bundesminister für Inneres. 

 

Auskunftsrecht Auskunftsrecht 

§ 80. (1) Für das Recht auf Auskunft über erkennungsdienstliche Daten gilt 
§ 26 Datenschutzgesetz 2000 mit der Maßgabe, dass die Sicherheitsbehörde für 
die Auskunft einen pauschalierten Kostenersatz verlangen darf. Der 
Bundesminister für Inneres hat die Höhe des Kostenersatzes mit Verordnung 
gemäß dem durchschnittlichen Aufwand der Sicherheitsbehörde für Erteilung der 
Auskunft festzusetzen. Haben die Sicherheitsbehörden über einen Betroffenen 
zusammen mit den erkennungsdienstlichen Daten mehrere Personendatensätze 
verarbeitet, ist jeder Auskunft unabhängig vom Auskunftsbegehren der Hinweis 
anzufügen, dass die Identität des Betroffenen nicht feststeht. 

§ 80. (1) Für das Recht auf Auskunft über erkennungsdienstliche Daten gilt 
§ 26 Datenschutzgesetz 2000 mit der Maßgabe, dass die Sicherheitsbehörde für 
die Auskunft einen pauschalierten Kostenersatz verlangen darf. Der 
Bundesminister für Inneres hat die Höhe des Kostenersatzes mit Verordnung 
gemäß dem durchschnittlichen Aufwand der Sicherheitsbehörde für Erteilung der 
Auskunft festzusetzen. 

(2) ... (2) ... 

Störung der öffentlichen Ordnung Störung der öffentlichen Ordnung 

§ 81. (1) Wer durch besonders rücksichtsloses Verhalten die öffentliche 
Ordnung ungerechtfertigt stört, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 218 Euro zu bestrafen. Anstelle einer Geldstrafe kann bei 
Vorliegen erschwerender Umstände eine Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, im 
Wiederholungsfall bis zu zwei Wochen verhängt werden. 

§ 81. (1) Wer durch besonders rücksichtsloses Verhalten die öffentliche 
Ordnung ungerechtfertigt stört, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 350 Euro zu bestrafen. Anstelle einer Geldstrafe kann bei 
Vorliegen erschwerender Umstände eine Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, im 
Wiederholungsfall bis zu zwei Wochen verhängt werden. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) …. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Aggressives Verhalten gegenüber Organen der 
öffentlichen Aufsicht oder gegenüber Militärwachen 

Aggressives Verhalten gegenüber Organen der 
öffentlichen Aufsicht oder gegenüber Militärwachen 

§ 82. (1) Wer sich trotz vorausgegangener Abmahnung gegenüber einem 
Organ der öffentlichen Aufsicht oder gegenüber einer Militärwache, während 
diese ihre gesetzlichen Aufgaben wahrnehmen, aggressiv verhält und dadurch 
eine Amtshandlung behindert, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 218 Euro zu bestrafen. Anstelle einer Geldstrafe kann bei 
Vorliegen erschwerender Umstände eine Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, im 
Wiederholungsfall bis zu zwei Wochen verhängt werden. 

§ 82. (1) Wer sich trotz vorausgegangener Abmahnung gegenüber einem 
Organ der öffentlichen Aufsicht oder gegenüber einem militärischen Organ im 
Wachdienst, während diese ihre gesetzlichen Aufgaben wahrnehmen, aggressiv 
verhält und dadurch eine Amtshandlung behindert, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 350 Euro zu bestrafen. 
Anstelle einer Geldstrafe kann bei Vorliegen erschwerender Umstände eine 
Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, im Wiederholungsfall bis zu zwei Wochen 
verhängt werden. 

(2) ... (2) ... 

Begehung einer Verwaltungsübertretung in einem Begehung einer Verwaltungsübertretung in einem 

die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rauschzustand die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rauschzustand 

§ 83. (1) Wer sich in einen die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden 
Rauschzustand versetzt und in diesem Zustand eine Tat begeht, die ihm außer 
diesem Zustand als Verwaltungsübertretung zugerechnet würde, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 218 Euro zu bestrafen. 

§ 83. (1) Wer sich in einen die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden 
Rauschzustand versetzt und in diesem Zustand eine Tat begeht, die ihm außer 
diesem Zustand als Verwaltungsübertretung zugerechnet würde, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 350 Euro zu bestrafen. 

(2) ... (2) ... 

Unbefugtes Tragen von Uniformen Unbefugtes Tragen von Uniformen 

§ 83a. (1) Wer, außer für szenische Zwecke, die gemäß Abs. 2 bezeichneten  
Uniformen oder Uniformteile eines Organes des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
(§ 5 Abs. 2 Z 1 und 3) an einem öffentlichen Ort (§ 27 Abs. 2) trägt, ohne ein 
solches Organ zu sein, oder sonst durch Gesetz oder Verordnung dazu ermächtigt 
zu sein, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 360 
Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 
bestrafen. 

§ 83a. (1) Wer, außer für szenische Zwecke, die gemäß Abs. 2 bezeichneten  
Uniformen oder Uniformteile eines Organes des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
(§ 5 Abs. 2 Z 1 und 3) an einem öffentlichen Ort (§ 27 Abs. 2) trägt, ohne ein 
solches Organ zu sein, oder sonst durch Gesetz oder Verordnung dazu ermächtigt 
zu sein, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 
500 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen 
zu bestrafen. Gleiches gilt für das Tragen einer Uniform oder von Uniformteilen, 
die auf Grund ihrer Farbgebung und Ausführung geeignet sind, den Anschein 
einer gemäß Abs. 2 bezeichneten Uniform oder eines Uniformteiles zu erwecken. 

(2) ... (2) ... 

 Unbefugtes Verwenden geschützter grafischer Darstellungen der 
Sicherheitsbehörden und Polizeikommanden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 § 83b. (1) Wer eine gemäß Abs. 2 bezeichnete grafische Darstellung der 
Sicherheitsbehörden oder Polizeikommanden in einer Weise verwendet, die 
geeignet ist, eine öffentliche Berechtigung vorzutäuschen, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 500 Euro, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen. Gleiches 
gilt für die Verwendung von Wort-Bildkombinationen, die auf Grund ihrer 
Farbgebung und Schriftausführung geeignet sind, den Anschein einer gemäß 
Abs. 2 bezeichneten Darstellung zu erwecken. 

 (2) Der Bundesminister für Inneres bezeichnet durch Verordnung die im 
Sinne des Abs. 1 geschützten grafischen Darstellungen. 

Sonstige Verwaltungsübertretungen Sonstige Verwaltungsübertretungen 

§ 84. (1) Wer § 84. (1) Wer 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. trotz eines Betretungsverbotes einen Sicherheitsbereich bei 
Sportgroßveranstaltungen nach § 49a betritt. 

 5. trotz eines Betretungsverbotes einen Sicherheitsbereich bei 
Sportgroßveranstaltungen nach § 49a betritt oder 

  6. einem mit Verordnung gemäß § 37 Abs. 1 angeordneten 
Betretungsverbot zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 360 Euro, im 
Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 
bestrafen. 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 500 Euro, im 
Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 
bestrafen. 

(1a) Wer einer Meldeauflage nicht nachkommt oder die amtliche Belehrung 
nach § 49c behindert oder stört, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 360 Euro, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 1500 
Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei 
Wochen zu bestrafen. 

(1a) Wer einer Meldeauflage nicht nachkommt oder die amtliche Belehrung 
nach § 49c behindert oder stört, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 500 Euro, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 
2 300 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei 
Wochen zu bestrafen. 

(2) ... (2) ... 

Verwaltungsstrafbehörden erster Instanz Verwaltungsstrafbehörden erster Instanz 

§ 86. (1) ... § 86. (1) ... 

(2) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die für den Bundesminister 
für Inneres oder die Sicherheitsdirektion Exekutivdienst versehen, sind 
ermächtigt, Maßnahmen zur Verhinderung von Verwaltungsübertretungen nach 
diesem Teil oder zur Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren zu setzen; sie 

(2) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die für den Bundesminister 
für Inneres oder die Sicherheitsdirektion Exekutivdienst versehen, sind 
ermächtigt, Maßnahmen zur Verhinderung von Verwaltungsübertretungen nach 
diesem Teil oder zur Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren zu setzen; sie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
schreiten hiebei als Organe der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde oder 
Bundespolizeibehörde ein. 

schreiten hiebei als Organe der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde oder 
Bundespolizeidirektion ein. 

Befassung des Rechtsschutzbeauftragten Befassung des Rechtsschutzbeauftragten 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
Observation (§ 54 Abs. 2), durch verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den 
verdeckten Einsatz von Bild- oder Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch 
Verarbeiten von Daten, die andere mittels Einsatz von Bild- und 
Tonaufzeichnungsgeräten er- und übermittelt haben (§ 53 Abs. 5) unter Angabe 
der für die Ermittlung wesentlichen Gründe in Kenntnis zu setzen. Für derartige 
Maßnahmen im Rahmen der erweiterten Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. 
Darüber hinaus ist der Rechtsschutzbeauftragte über Auskunftsverlangen 
(§ 53 Abs. 3a Z 2 und 3, Abs. 3a zweiter Satz und 3b) sowie über den Einsatz von 
Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) zu informieren. 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
Observation (§ 54 Abs. 2) und deren technische Unterstützung (§ 54 Abs. 2a), 
durch verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den verdeckten Einsatz von Bild- 
oder Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch Verarbeiten von Daten, die 
andere mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten er- und 
übermittelt haben (§ 53 Abs. 5) unter Angabe der für die Ermittlung wesentlichen 
Gründe in Kenntnis zu setzen. Für derartige Maßnahmen im Rahmen der 
erweiterten Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. Darüber hinaus ist der 
Rechtsschutzbeauftragte über Auskunftsverlangen (§ 53 Abs. 3a Z 2 und 3, 
Abs. 3a zweiter Satz und 3b) sowie über den Einsatz von 
Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) zu informieren. 

(2) Sicherheitsbehörden, die die Überwachung öffentlicher Orte mit Bild- 
und Tonaufzeichnungsgeräten im Sinne des § 54 Abs. 6 und 7 oder die Führung 
einer Datenanwendung gemäß § 53a Abs. 2 und 6 beabsichtigen, haben 
unverzüglich den Bundesminister für Inneres zu verständigen. Dieser hat dem 
Rechtsschutzbeauftragten Gelegenheit zur Äußerung binnen drei Tagen zu geben. 
Der tatsächliche Einsatz der Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte oder die 
Aufnahme der Datenanwendung darf erst nach Ablauf dieser Frist oder Vorliegen 
einer entsprechenden Äußerung des Rechtsschutzbeauftragten erfolgen. 

(2) Sicherheitsbehörden, die die Überwachung öffentlicher Orte mit Bild- 
und Tonaufzeichnungsgeräten im Sinne des § 54 Abs. 6 und 7, eine 
Datenverwendung nach 53 Abs. 1 Z 7 oder die Führung einer Datenanwendung 
gemäß § 53a Abs. 2 und 6 beabsichtigen, haben unverzüglich den Bundesminister 
für Inneres zu verständigen. Dieser hat dem Rechtsschutzbeauftragten 
Gelegenheit zur Äußerung binnen drei Tagen zu geben. Der tatsächliche Einsatz 
der Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte oder die Aufnahme der Datenanwendung 
oder -verwendung darf erst nach Ablauf dieser Frist oder Vorliegen einer 
entsprechenden Äußerung des Rechtsschutzbeauftragten erfolgen. 

(3) Sicherheitsbehörden, denen sich eine Aufgabe gemäß § 21 Abs. 3 stellt, 
haben vor der Durchführung der Aufgabe die Ermächtigung des 
Rechtsschutzbeauftragten im Wege des Bundesministers für Inneres einzuholen. 
Dasselbe gilt, wenn beabsichtigt ist, im Rahmen der erweiterten 
Gefahrenerforschung (§ 21 Abs. 3) besondere Ermittlungsmaßnahmen nach § 54 
Abs. 3 und 4 zu setzen oder gemäß § 53 Abs. 5 ermittelte Daten 
weiterzuverarbeiten. 

(3) Sicherheitsbehörden, denen sich eine Aufgabe gemäß § 21 Abs. 3 stellt, 
haben vor der Durchführung der Aufgabe die Ermächtigung des 
Rechtsschutzbeauftragten im Wege des Bundesministers für Inneres einzuholen. 
Dasselbe gilt, wenn beabsichtigt ist, im Rahmen der erweiterten 
Gefahrenerforschung (§ 21 Abs. 3) besondere Ermittlungsmaßnahme nach 
§ 54 Abs. 2, 2a, 3 und 4 zu setzen oder gemäß § 53 Abs. 5 ermittelte Daten 
weiterzuverarbeiten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

7. Teil 7. Teil 

Schadenersatz und Kostenersatzpflicht Entschädigung und Kostenersatzpflicht 

Schadenersatz Entschädigung 

§ 92. Der Bund haftet für Schäden, § 92. Der Bund haftet für Schäden, 

 1. bis 3. …;  1. bis 3. …; 

Auf das Verfahren ist das Polizeibefugnis-Entschädigungsgesetz, BGBl. 
Nr. 735/1988, anzuwenden. 

Das Verfahren sowie die Bestimmung der Verjährungsfristen im Zusammenhang 
mit Entschädigungsansprüchen richten sich nach dem Polizeibefugnis-
Entschädigungsgesetz, BGBl. Nr. 735/1988. 

Regierungsinformation Information verfassungsmäßiger Einrichtungen 

§ 93a. (1) Der Bundesminister für Inneres hat die anderen Mitglieder der 
Bundesregierung von Umständen zu unterrichten, die für die Wahrnehmung der 
gesetzlichen Aufgaben in deren Zuständigkeitsbereich oder für die Wahrung des 
Ansehens der Bundesregierung von Bedeutung sind; dies gilt nicht für Umstände 
aus dem Vollziehungsbereich des Bundesministers für Landesverteidigung. 

§ 93a. (1) Der Bundesminister für Inneres hat die anderen Mitglieder der 
Bundesregierung, den Bundespräsidenten sowie des Präsidenten des Nationalrates 
und den Vorsitzenden des Bundesrates von Umständen zu unterrichten, die für 
die Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben in deren Zuständigkeitsbereich 
oder für die Wahrung des Ansehens der Bundesregierung, des 
Bundespräsidenten, des Nationalrates oder des Bundesrates von Bedeutung sind; 
dies gilt nicht für Umstände aus dem Vollziehungsbereich des Bundesministers 
für Landesverteidigung. 

(2) und (3). (2) und (3). 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 94. (1) bis (30) ... § 94. (1) bis (30) ... 

 (31) Die §§ 10 Abs. 2 Z 5a und Abs. 7, 16 Abs. 2 Z 4 und 5,  21 Abs. 3, 24 
Abs. 1 Z 2, 38 Abs. 2 und 5, 49b, 53 Abs. 1 Z 6 und 7, 53 Abs. 5, 54 Abs. 2a, 55a 
Abs. 2 Z 1 und Abs. 4, 57 Abs. 1 Einleitungsteil sowie Z 1 und 10a, 58 
Abs. 1 Z 8, 58c Abs. 2, 63 Abs. 1a, 65 Abs. 1, 68 Abs. 1, 73 Abs. 6, 74 Abs. 3, 75 
Abs. 1, 76 Abs. 1, 2 und 6, 80 Abs. 1, 81 Abs. 1, 82 Abs. 1, 83 Abs. 1, 83a 
Abs. 1, 83b samt Überschrift, 84 Abs. 1 und 1a, 86 Abs. 2, 91c Abs. 1, 2 und 3, 
die Überschrift des 7. Teiles, 92 samt Überschrift, 93a Abs. 1 samt Überschrift in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2011 treten mit 1. Jänner 2012 
in Kraft, gleichzeitig tritt § 76 Abs. 7 außer Kraft. § 53 Abs. 3b tritt mit 
1. April 2012 in Kraft. § 13a samt Überschrift tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft, 
gleichzeitig treten die Absatzbezeichnung in § 13 und § 13 Abs. 2 außer Kraft. 

1520 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

14 von 16

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  15 von 16 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des Polizeikooperationsgesetzes 

Aufgabenerfüllung Aufgabenerfüllung 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist nur 
zulässig 

(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist nur 
zulässig 

 1. und 2. …,  1. und 2. …, 

 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 
Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a 
Sicherheitspolizeigesetz, 

 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 
Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 
Abs. 3a, 3b und 3c des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. 
Nr. 566/1991, sowie § 90 Abs. 7 des Telekommunikationsgesetzes 2003 
(TKG), BGBl. Nr. 70/2003, 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 20. (1) bis (5) ... § 20. (1) bis (5) … 

 (6) § 5 Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2011 
tritt mit 1. April 2012 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Bundesgesetzes über die Einrichtung und Organisation  
des Bundesamtes zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung 

Einrichtung Einrichtung 

§ 1. Zur wirksamen bundesweiten Vorbeugung, Verhinderung und 
Bekämpfung von Korruption, insbesondere zur Zusammenarbeit mit der 
Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Korruption 
(Korruptionsstaatsanwaltschaft – KStA), sowie zur Wahrnehmung zentraler 
Funktionen im Bereich der sicherheits- und kriminalpolizeilichen 
Zusammenarbeit mit in diesem Bereich tätigen ausländischen und internationalen 

§ 1. Zur wirksamen bundesweiten Vorbeugung, Verhinderung und 
Bekämpfung von Korruption, insbesondere zur Zusammenarbeit mit der 
Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen und 
Korruption (WKStA), sowie zur Wahrnehmung zentraler Funktionen im Bereich 
der sicherheits- und kriminalpolizeilichen Zusammenarbeit mit in diesem Bereich 
tätigen ausländischen und internationalen Einrichtungen besteht als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einrichtungen besteht als organisatorisch außerhalb der Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit eingerichtete Organisationseinheit des Bundesministeriums 
für Inneres für das gesamte Bundesgebiet das Bundesamt zur 
Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung [§ 6 Abs. 1 
Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBl. Nr. 566/1991].. 

organisatorisch außerhalb der Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit 
eingerichtete Organisationseinheit des Bundesministeriums für Inneres für das 
gesamte Bundesgebiet das Bundesamt zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung [§ 6 Abs. 1 Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBl. 
Nr. 566/1991]. 

Aufgaben Aufgaben 

§ 4. (1) Das Bundesamt ist bundesweit für sicherheits- und 
kriminalpolizeiliche Angelegenheiten wegen folgender strafbarer Handlungen 
zuständig: 

§ 4. (1) Das Bundesamt ist bundesweit für sicherheits- und 
kriminalpolizeiliche Angelegenheiten wegen folgender strafbarer Handlungen 
zuständig: 

 2.  bis 15. …  1.  bis 3. … 

 4. Vorbereitung der Bestechlichkeit (§ 306 StGB),  4. Vorbereitung der Bestechlichkeit oder der Vorteilsannahme (§ 306 
StGB), 

 5.  und 6. …,  5.  und 6. …, 

 7. Vorbereitung der Bestechung oder der Vorteilsannahme (§ 307b StGB),  7. Vorbereitung der Bestechung (§ 307b StGB), 

 8.  bis 15. ….  8.  bis 15. …. 

In den Fällen der Z 11 bis 13 kommt eine Zuständigkeit des Bundesamtes nur 
dann in Betracht, wenn die genannten Straftaten gemäß § 28 Abs. 1 2. Satz StGB 
für die Bestimmung der Strafhöhe maßgeblich sind. 

In den Fällen der Z 11 bis 13 kommt eine Zuständigkeit des Bundesamtes nur 
dann in Betracht, wenn die genannten Straftaten gemäß § 28 Abs. 1 2. Satz StGB 
für die Bestimmung der Strafhöhe maßgeblich sind. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Dienststellen Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Dienststellen 

§ 6. (1) Unbeschadet der Meldepflicht nach § 5 haben die 
Sicherheitsbehörden oder Sicherheitsdienststellen unaufschiebbare 
Ermittlungshandlungen, etwa zur Verhinderung eines drohenden 
Beweismittelverlustes, selbständig vorzunehmen, es sei denn das Bundesamt oder 
die KStA (§ 20a Abs. 2 StPO) trifft eine abweichende Anordnung. 

§ 6. (1) Unbeschadet der Meldepflicht nach § 5 haben die 
Sicherheitsbehörden oder Sicherheitsdienststellen unaufschiebbare 
Ermittlungshandlungen, etwa zur Verhinderung eines drohenden 
Beweismittelverlustes, selbständig vorzunehmen, es sei denn das Bundesamt oder 
die WKStA (§ 20a Abs. 2 StPO) trifft eine abweichende Anordnung. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 13. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft. § 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

 (2) Die §§ 1, 4 und 6 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2011 treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft. 
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